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1. Der Anlass und aktuelle Stand

Die Beratungen zum Entwurf eines Ersten Gesetzes zur 
Strukturreform der Kinder- und Jugendhilfe (1. KJHSRG) 
gehen in die nächste Phase. Für die Sitzung des Bundes-
rates am 25. September 2026 liegen die Empfehlungen 
der zuständigen Bundesratsausschüsse vor.

Bei der Bundesratsdrucksache 441/1/26 handelt 
es sich noch nicht um die abschließende Position 
des Bundesrates. Die Ausschussempfehlungen um-
fassen insgesamt 42 Änderungsvorschläge und 
Prüfbitten zum Gesetzentwurf. Über diese wird 
der Bundesrat in seiner Sitzung am 25. September 
2026 beraten.

Für die Einrichtungen und Dienste der Erziehungs-
hilfe sind insbesondere die Vorschläge zur inklu-
siven Kinder- und Jugendhilfe, zum Verhältnis 
von individuellen Hilfen und der Infrastruktur, 
zum Hilfeplanverfahren sowie zur Finanzierung 
der Strukturreform von Bedeutung. Weitere Emp-
fehlungen betreffen unter anderem den Kinder-
schutz, die Verfahrenslotsinnen und -lotsen sowie 
unbegleitete minderjährige Ausländerinnen und 
Ausländer (UmA).

2.	 Die inklusive Kinder- und Jugendhilfe: 
keine Experimentierklausel – ein 
einstufiges Gesetzgebungsverfahren

Eine der zentralen Empfehlungen betrifft die 
weitere Umsetzung der inklusiven Kinder- und 
Jugendhilfe. Die Ausschüsse empfehlen, die im 
Gesetzentwurf vorgesehene Experimentier- be-
ziehungsweise Erprobungsklausel in § 10c SGB 
VIII-E vollständig zu streichen. Damit wenden sie 
sich gegen ein ergebnisoffenes Erprobungsverfah-
ren zur inklusiven Gesamtzuständigkeit.

An ihre Stelle soll ein einstufiges Gesetzgebungs-
verfahren treten. Bis Ende 2028 soll ein KJHSRG ver-
abschiedet werden, das über die wesentlichen leis-

tungsrechtlichen Fragen der inklusiven Kinder- und 
Jugendhilfe abschließend entscheidet und mit einer 
gesicherten Bundesfinanzierung verbunden wird. Auf 
dieser rechtlichen und finanziellen Grundlage soll eine 
angemessene Vorbereitungszeit folgen. Die verbindli-
che Gesamtzuständigkeit der Kinder- und Jugendhilfe 
für alle jungen Menschen soll zum 1. Januar 2032 in 
Kraft treten.

Begründet wird dies insbesondere mit der fehlenden 
Planungs- und Rechtssicherheit einer ergebnisoffenen 
Erprobung, ungeklärten Finanzierungsfragen und Zwei-
feln daran, ob innerhalb des vorgesehenen Zeitraums 
eine hinreichend belastbare Erprobung und Evaluation 
möglich wäre. Die Ausschüsse verweisen zudem auf den 
bereits langjährigen Entwicklungsprozess hin zu einer 
inklusiven Kinder- und Jugendhilfe.

Zum Hintergrund: Der Reformprozess ist bislang in 
zwei aufeinanderfolgende gesetzgeberische Schritte 
angelegt. Mit dem jetzt beratenen 1. KJHSRG soll zu-
nächst eine erste Stufe der Strukturreform umgesetzt 
werden. In einem weiteren Reformschritt sollen weitere 
strukturelle Fragen aufgegriffen und die Reform weiter 
ausgestaltet werden. Hierzu gehören beispielsweise 
Fragen der Wirkungsorientierung. Die Forderung nach 
einem einstufigen Gesetzgebungsverfahren bedeutet 
demgegenüber, die wesentlichen Fragen der Struktur-
reform nicht auf zwei aufeinanderfolgende Gesetzge-
bungsverfahren zu verteilen, sondern sie gemeinsam 
und verbindlich gesetzlich zu regeln.

Die Einschätzung des erev

Diese Empfehlung greift ein zentrales Anliegen des 
erev auf. Nach dem langjährigen Prozess zur inklusi-
ven Weiterentwicklung der Kinder- und Jugendhilfe 
braucht es aus Sicht des erev keine erneute ergebnis-
offene Experimentierphase, sondern eine verbindliche 
gesetzgeberische Entscheidung über die inklusive Ge-
samtzuständigkeit.

Zugleich sollten die wesentlichen Fragen der Struktur-
reform nicht auf zwei aufeinanderfolgende Gesetzge-
bungsverfahren verteilt werden. Der erev spricht sich 
deshalb dafür aus, die vorgesehenen Reformschritte in 
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einem einstufigen Gesetzgebungsverfahren zusammen-
zuführen. Damit werden die wesentlichen strukturellen 
Entscheidungen und ihre weitere Ausgestaltung gemein-
sam betrachtet und für die Praxis wird eine verlässliche 
Perspektive geschaffen.

Der erev spricht sich deshalb für ein einstufiges Gesetz-
gebungsverfahren aus, in dem die Strukturreform und die 
inklusive Gesamtzuständigkeit gemeinsam und verbindlich 
gesetzlich geregelt werden. Eine angemessene Vorberei-
tungszeit für die Umsetzung bleibt davon unberührt.

3.	Individuelle Hilfen, Infrastruktur und 
Hilfeplanung

Einen weiteren Schwerpunkt bilden die geplanten 
Änderungen bei den Hilfen zur Erziehung. Die Aus-
schüsse empfehlen, die im Gesetzentwurf vorgesehene 
Vorrangregelung des § 27 Abs. 5 SGB VIII-E und die 
damit korrespondierenden Änderungen in § 36 Abs. 
2 SGB VIII-E zu streichen.

Begründet wird dies mit der unterschiedlichen Funk-
tion von Regel- und Infrastrukturangeboten einerseits 
und individuell bedarfsgerechten Hilfen zur Erziehung 
andererseits. Präventive und niedrigschwellige Ange-
bote sind nicht in gleicher Weise auf einen individuell 
festgestellten erzieherischen Bedarf ausgerichtet. Die 
Entscheidung über eine erforderliche und geeignete 
Hilfe muss sich weiterhin am Bedarf des Einzelfalls 
orientieren.

Zugleich wird die Bedeutung des Hilfeplanverfahrens 
hervorgehoben. Die Jugendhilfeplanung nach §  80 
SGB VIII dient der örtlichen Infrastrukturplanung. Sie 
kann die individuelle Bedarfsermittlung und die Aus-
wahl der im Einzelfall geeigneten Hilfe nicht ersetzen. 
Die Entscheidung über Art, Umfang und Dauer einer 
Hilfe soll weiterhin unter Beteiligung der Leistungs-
berechtigten im Hilfeplanverfahren erfolgen.

Die Einschätzung des erev

Diese Empfehlungen entsprechen in wesentlichen Punkten 
der bisherigen Position des erev. Sozialräumliche, präven-
tive und niedrigschwellige Angebote sind ein wichtiger 
Bestandteil einer leistungsfähigen Kinder- und Jugendhilfe. 
Sie dürfen jedoch nicht aufgrund fiskalischer Erwägungen 
oder fehlender Kapazitäten an die Stelle einer individuell 
erforderlichen Hilfe treten.

Für den erev gilt:
So viel niedrigschwellige und sozialräumliche Unterstüt-
zung wie möglich – so viel individuelle und passgenaue 
Hilfe wie nötig.

4.	Die Finanzierung und Voraussetzungen der 
Strukturreform

Einen erheblichen Stellenwert nimmt in den Ausschuss-
empfehlungen die Finanzierung der Reform ein. Die fi-
nanziellen Folgen des Gesetzentwurfs werden kritisch 
bewertet. Insbesondere werden die zugrunde gelegten 
Einsparprognosen hinterfragt und auf Transformations- 
und Folgekosten hingewiesen, die mit dem Aufbau der 
erforderlichen Infrastruktur und der Umsetzung der Struk-
turreform verbunden sind.

Die Ausschussempfehlungen thematisieren deshalb eine 
verlässliche Kostenbeteiligung des Bundes und eine belast-
bare Ermittlung der finanziellen Auswirkungen auf Länder 
und Kommunen.

Auch die mit den vorgesehenen Änderungen bei den Hil-
fen zur Erziehung verbundenen Einsparannahmen werden 
kritisch bewertet. Am Beispiel der Kindertagesbetreuung 
und Sozialpädagogischen Familienhilfe wird darauf hinge-
wiesen, dass beide Leistungen unterschiedliche Funktionen 
erfüllen und in der Praxis auch parallel erbracht werden. 
Zudem verursacht der notwendige Ausbau infrastruktureller 
Angebote selbst zusätzliche Kosten.

Die Einschätzung des erev

Eine stärkere Sozialraumorientierung und der Ausbau prä-
ventiver und niedrigschwelliger Angebote setzen voraus, 
dass die hierfür erforderliche Infrastruktur tatsächlich vor-
handen ist. Diese entsteht nicht kostenneutral.

Dies gilt in besonderer Weise auch für den Aufbau der in-
klusiven Strukturen. Die Zusammenführung der Zuständig-
keiten erfordert Transformationsprozesse sowie die Weiter-
entwicklung fachlicher, organisatorischer und personeller 
Strukturen. Die damit verbundenen Transformations- und 
Folgekosten müssen von Beginn an berücksichtigt und 
verlässlich finanziert werden.

Wer Inklusion, Sozialraumorientierung, Prävention und Inf-
rastruktur stärken will, muss deshalb sowohl deren Aufbau 
als auch ihre verlässliche und dauerhafte Finanzierung 
sicherstellen.
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5.	Weitere für die Praxis bedeutsame 
Empfehlungen

Kinderschutz

Die Ausschussempfehlungen greifen die vorgesehe-
ne Erweiterung des Kreises der an Fallkonferenzen 
beteiligten Akteurinnen und Akteure auf. Darüber 
hinaus wird eine Änderung des § 8a Abs. 2 SGB VIII 
vorgeschlagen: Das Jugendamt soll auch dann das 
Familiengericht anrufen, wenn Erziehungsberechtigte 
sich weigern, eine geeignete und erforderliche Hilfe 
zu beantragen.

Verfahrenslotsinnen und -lotsen

Die Ausschüsse befassen sich auch mit der weiteren 
Rolle der Verfahrenslotsinnen und -lotsen. Dabei wird 
insbesondere die inzwischen aufgebaute Expertise an 
den Schnittstellen zwischen Kinder- und Jugendhilfe, 
Eingliederungshilfe und weiteren Rehabilitationsträ-
gern hervorgehoben. Die Beratungs- und Unterstüt-
zungsfunktion der Verfahrenslotsinnen und -lotsen 
bleibt damit auch für den weiteren Prozess der in-
klusiven Weiterentwicklung von Bedeutung.

Unbegleitete minderjährige Ausländerinnen und 
Ausländer (UmA)

Mehrere Empfehlungen betreffen die vorläufige In-
obhutnahme und Altersfeststellung von UmA. Vor-
geschlagen werden unter anderem Änderungen der 
Fristen im Verteilverfahren und bei der ärztlichen 
Altersfeststellung sowie die Prüfung einer rechts-
kreisübergreifenden Bindungswirkung der durch das 
Jugendamt festgestellten Minderjährigkeit. Zudem 
soll die bisherige jährliche Berichtspflicht zur Si-
tuation unbegleiteter ausländischer Minderjähriger 
erhalten bleiben.

Daneben enthält das Papier weitere fachliche, finan-
zielle und verfahrensrechtliche Änderungsvorschläge, 
unter anderem zu Zuständigkeits- und Kostenerstat-
tungsfragen, zur infrastrukturellen Bildungsassistenz 
sowie zur Evaluation des KJSG.

6.	Was aus Sicht des erev darüber hinaus 
fehlt

Die Ausschussempfehlungen greifen mehrere zentrale 
Fragen der Strukturreform auf. Aus Sicht des erev bleiben 

jedoch weitere fachliche Entwicklungsbedarfe bestehen, 
die im weiteren Gesetzgebungsverfahren berücksichtigt 
werden sollten. Exemplarisch sind:

Der präventive Kinderschutz im Sozialraum

Die Empfehlungen enthalten konkrete Änderungsvorschläge 
zum Verfahren nach § 8a SGB VIII. Eine darüberhinausge-
hende gesetzliche Verankerung eines präventiven Kinder-
schutzes im Sozialraum wird jedoch nicht vorgeschlagen.

Aus Sicht des erev braucht es Strukturen, die Belastungs-
situationen von Kindern und Familien frühzeitig wahrneh-
men und Zugänge zur Unterstützung ermöglichen. Dazu 
gehört eine verbindliche Verantwortungsgemeinschaft von 
der Kinder- und Jugendhilfe, der Kita, der Schule, dem 
Gesundheitswesen, der Eingliederungshilfe und weiteren 
Akteurinnen und Akteuren.

Die Verantwortungsgemeinschaft darf dabei nicht zu einer 
Verantwortungsdiffusion führen: Zuständigkeiten, Kompe-
tenzen und Ressourcen müssen klar bleiben.

Schiedsstellenfähigkeit ambulanter Hilfen

Die vom erev geforderte Schiedsstellenfähigkeit ambu-
lanter Hilfen wird in den Ausschussempfehlungen nicht 
aufgegriffen.

Aus Sicht des erev besteht hier weiterhin gesetzgeberischer 
Handlungsbedarf. Auch für ambulante Hilfen braucht es 
bei Konflikten über Leistungs-, Entgelt- und Qualitäts-
vereinbarungen einen verbindlichen und rechtssicheren 
Mechanismus der Konfliktlösung. Die Weiterentwicklung 
des Vertragsrechts sollte deshalb die ambulanten Hilfen 
angemessen einbeziehen.

§ 19 SGB VIII – gemeinsame Wohnformen für 
Mütter/Väter und Kinder

Auch eine entsprechende Weiterentwicklung des § 19 SGB 
VIII wird in den Ausschussempfehlungen nicht vorgeschla-
gen.

Aus Sicht des erev sollte die Regelung unterschiedliche 
Familienkonstellationen angemessen berücksichtigen und 
insbesondere den Zugang von Vätern mit ihren Kindern zu 
diesen Unterstützungsangeboten gewährleisten.
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7. Die Gesamtbewertung des erev

Die Empfehlungen der Bundesratsausschüsse greifen 
mehrere zentrale Anliegen des erev auf. Besonders 
bedeutsam sind aus Sicht des erev die vorgeschlage-
ne Abkehr von einer ergebnisoffenen Experimentier- 
beziehungsweise Erprobungsphase zugunsten eines 
einstufigen Gesetzgebungsverfahrens für die in-
klusive Kinder- und Jugendhilfe, die vorgeschlagene 
Streichung der Vorrangregelung für Infrastruktur- und 
Regelangebote sowie die kritische Auseinanderset-
zung mit den Finanzierungs- und Einsparannahmen 
des Gesetzentwurfs.

Zugleich bleiben wichtige Weiterentwicklungsbedarfe 
bestehen. Dazu gehören insbesondere der präventive 
Kinderschutz im Sozialraum, die Schiedsstellenfähig-
keit ambulanter Hilfen und die Weiterentwicklung 
des § 19 SGB VIII.

Die Kernposition des erev lautet:
Die Strukturreform und inklusive Kinder- und Ju-
gendhilfe gehören zusammen. Der erev spricht sich 
für ein einstufiges Gesetzgebungsverfahren aus, 
das individuelle Rechtsansprüche und Bedarfsge-
rechtigkeit sichert, Sozialraum und Infrastruktur 
verlässlich finanziert, Kinderschutz sozialräumlich 
weiterentwickelt und Verantwortung systemüber-
greifend organisiert.

8. Wie geht es weiter?

Der Bundesrat wird den Gesetzentwurf und die Empfehlun-
gen seiner Ausschüsse am 25. September 2026 beraten. 
Erst danach steht fest, welche der vorliegenden Empfehlun-
gen Bestandteil der Stellungnahme des Bundesrates wer-
den. Die vorliegenden Ausschussempfehlungen sind daher 
ein wichtiger Zwischenschritt im Gesetzgebungsverfahren, 
aber noch nicht die abschließende Position des Bundesrates.

Der erev wird das weitere Gesetzgebungsverfahren ge-
meinsam mit den anderen Erziehungshilfefachverbänden 
fachlich und fachpolitisch begleiten. Die dargestellte Kern-
position wird auch in die anstehenden Gespräche mit Bun-
destagsabgeordneten eingebracht.

Über die Ergebnisse der Bundesratssitzung und den weiteren 
Fortgang des Gesetzgebungsverfahrens werden wir unsere 
Mitgliedseinrichtungen informieren.

Dr. Björn Hagen
Geschäftsführer, erev

18. September 2026


